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Heisst Übereinstimmung auch Kooperation?

In den letzten Jahren haben sich Sozialwissenschaftler mit „Compliance“ /Übereinstimmung beschäftigt. Viel empirische Forschung wurde von qualitativen Politologen betrieben, welche betonten, dass
1) Übereinstimmung generell gut ist
2) Ein hoher Grad der Übereinstimmung ohne Zwang erfolgte
3) Übereinstimmungsprobleme die existieren, als Managementprobleme zu verstehen sind
4) Der Management Ansatz, nicht der Zwangsansatz, hält den Schlüssel für zukünftige Kooperationsentwicklungen in der Hand.

Die Ideen des Management-Ansatzes sind interessant, aber laut diesem Artikel durch das Selektionsproblem „verseucht“.
Hohe Levels von Übereinstimmung resultieren vom Fakt, dass die meisten Abkommen von Staaten nur kleine Abweichungen verlangen von dem was sie auch getan hätten ohne Abkommen.  Staaten erhalten oft einen unbedeutenden Nutzen sogar für unbestraften Treuebruch; daher ist die Menge an Zwang, welche es für Kooperation braucht bescheiden. Sogar wenn wir annehmen, dass der absolute Nutzen, der aus Regulationen hervorkommt, gross ist, muss die weitere Entwicklung in internationaler, regulativer Kooperation nach Abkommen verlange, welche viel grössere Anreize bieten, als die welche bereits existieren (z.B die Nachfrage nach Umweltstandards, weniger nontariff barriers, grössere Militärreduktionen).

Der Management-Ansatz
Die Hauptaussage des Managementansatzes:
Die Übereinkunft von Staaten über internationale Abkommen ist gut und Zwang spielte eine kleine bis keine Rolle in der Findung dieser Übereinkünfte.
Weshalb es nicht zur Übereinkunft kommt:
1) Mehrdeutigkeit und Unbestimmtheit von Verträgen
2) Die Kapazitätslimiten von Staaten
3) Unkontrollierbare soziale oder ökonomische Veränderungen
Ökonomische Sanktionen sind effektiver als Zwang zu Übereinkommen und unilaterale Sanktionen können sowieso nur durch Grossmächte erhoben werden. Vergeltungsmassnahmen wegen Nicht-Einhaltung eines Vertrags können zukünftige Kooperationen verhindern /eindämmen.
Was es für Übereinkunft braucht:
1) Lösungen der Streitprozesse (Auseinandersetzungen) verbessern
2) Technische und finanzielle Unterstützung
3) Erhöhte Transparenz 
Transparenz ist die wichtigste Komponente
Es besteht ein Endogenitäts und Selektionsproblem im Managementansatz:
Umso stärker zwei Staaten miteinander Kooperieren (z.B Senkung der Zölle) desto höher ist der Anreiz /Nutzen für Treuebruch. Um dies zu verhindern braucht es härtere Bestrafungen umso grösser die Kooperation. Daher kann es sein, dass Staaten nicht gerne stark miteinander kooperieren (deep cooperation), weil die Zwänge/Sanktionen dann erhöht werden.
Grim strategy = Wenn ein Staat als Bestrafung der Vertragsverletzung mit Rückkehr zum Nash-Gleichgewicht der Nicht-Kooperation reagiert.


Die Rarität von „deep cooperation“:
Bsp: des Anti-Ballistic-Missiles ABM Treaty: Während das Abkommen vielleicht signifikante Orientierungswerte vermittelte, welche die Staaten davon abhielt ihre technischen Errungenschaften auszunutzen, hatte als das Abkommen unterzeichnet wurde keiner der Staaten die Technologie oder das Budget das System wirklich anzuwenden. Sowjetische ABM Bestrebungen waren limitiert auf das „spärliche“ System um Moskau herum und die Amerikaner verkündigten, dass sie eine „dünne“ Strategie zum Schutz vor chinesischen Angriffen verfolgten. Auch die Abrüstungsabkommen von SALT 1+2 waren nicht von kooperativer Tiefe.
DER INV (Intermadiate-rage nuclear forces), der CFE (Conventional forces in Europe) und START (strategic arms reduction talks) waren in der Kooperation natürlich tiefer. Der INF hat die Beseitigung von mittelstrecken Raketen und shorter –range Raketen in Europa durchgebracht, der CFE reduzierte stark konventionelles Militär und START schmälerte die Waffenlager (auch nuklear). Vielleicht sind aber Sicherheitsabkommen anders zu werten als Bereiche des internationalen Handels oder der Umweltpolitik. 
Man kann die Korrelation von den Tiefen von Kooperation + Zwang (enforcement) wohl am besten testen, wenn man verschiedene Policy Bereiche betrachtet.
Das Ziel des Managementansatzes ist es Probleme der Übereinstimmungsfindungen in regulatorischen Regimes zu beseitigen. 

Enforcement and the future cooperation:
· Der Management-Ansatz ist aufgrund der erwähnten Beispiele im Text mangelhaft. Man muss septisch sein, dass mix-motive+game-based cooperation (mit Anreizen für eine oder beide Seiten vom Vertrag abzufallen) nur eine geringfügige Rolle spielen. Früher hat man die Rolle von game-based cooperation unterschätzt, das heisst aber nicht dass man jetzt „enforcement“ abtun muss. 
· [bookmark: _GoBack]Kooperation in Militär, Handels und Umweltbereichen kann mit Vereinbarungen anfangen welche wenig Zwang bedürfen, aber in der weiteren Entwicklung ist es wahrscheinlich, dass grösserer Anreiz für Treuebruch besteht. 
· Es ist möglich dass *deeper cooperation* (striktere Militärabkommen oder Umweltgesetze) ohne viel Zwang erfolgt. Das ist der Fall wenn der Anreiz für Treuebruch abnimmt. 
· Ein Punkt der vom Managementansatz sowie vom politisch-ökonomischen zu wenig gemacht wurde, ist das Veränderungen in der Technologie, relativen Preisen, nationalen  Übergänge und Ideen internationale Kooperation und regulatorische Übereinstimmung mehr inspiriert haben, als alle Aufwände für Streitlösungen und enforcement zusammen. 
· Wie Kenneth Oye gesagt hat „Over the long term, the diffusion of ideas, the impact of market-driven shifts in exchange rates, and fundamental concerns over productivity and growth are more consequential sources of pressure for reducing protection.“
· Aber während wir übereinstimmen dass Ideen und relative Preise wichtige Komponenten für Übereinstimmung sind, sind dass keine gut ausgeführten Strategien die z.B PolicyMakers anwenden können und wir wissen relativ wenig wie man solche Ideen und Präferenzveränderungen gebrauchen kann um Kooperation herbeizuführen. Wir wissen viel mehr über die Anwendung des Einflusses von „enforcement“ verlinkt mit „geschäftsführenden variablen“ wie Transparenz.
· Die Mehrheit von politischen Ökonomen würde argumentieren dass der Grund weshalb die GATT, Übereinstimmung, als Problem angesehen hat und  wieso Staaten nicht den Nutzen aus Kooperation erkannt haben, sei ein „agency problem“. Politische Führer, wenn nicht die Wähler, sind besser dran wenn sie in Zeiten von Rezession (oder kurz vor einem technologischen Durchbruch stehen) eine protektionistische Strategie wählen. Sogar Staatsführer, welche mehr zu Freihandel tendieren, sind abgeneigt Bestrafungen für Treuebruch hoch anzusetzen, weil sie vermuten dass der protektionistische Nutzen zur Zeit grösser ist als die Kosten von einer Bestrafung des Treuebruchs. 
· Eine mögliche Strategie wäre Mitgliedschaften nur denen Staaten zu gewähren, welche nicht oft die Treue brechen müssen!
· Die Idee ist, das was auch immer für ein Nutzen verloren geht beim Ausschluss solcher Staaten, der Nutzen ohne diese Staaten zu kooperieren grösser ist, da dann auch deeper levels von Kooperation verfolgt werden können mit den Staaten welche nicht so einen hohen Anreiz haben Treue zu brechen und somit auch „deeper cooperation“ levels wollen. 
· Dies kann ein Grund sein, wieso viele deeply-cooperative Regime eine limitierte Anzahl von Mitgliedern haben und wieso Regime mit einer grossen Anzahl von Mitgliedern zu „flacher Kooperation“ tendieren. Ist das wahrer trade-off??
· Laut dem Text: Man darf das Problem von hoher Übereinstimmung und der Absenz von Zwang nicht ignorieren!
	
